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 Freude schöner Götterfunken – heißt es mit Schiller 
in der Europa-Hymne, Freudentänze zeichnet nicht nur 
Picasso. Am Donnerstag, dem 21. Juni feiert man die „Fête 
de la Musique“ in Berlin auf Straßen, Plätzen und in Parks 
kostenlos mit Musik und Tanz in den Sommeranfang. Zu-
kunftsmusik im Heute, ohne Stress, soziale Barrieren, in 
der Gemeinsamkeit statt Einsamkeit. Nach getaner Ar-

eInhalt dieser Ausgabe
•	 Editorial  1
•	 Wir trauern um Elmar Altvater 2
•	 Neues aus der Bezirksverordnetenversammlung Steglitz-Zehlendorf  2
•	 Erste Erfolge: Groko schafft Armut ab 3
•	 Das bedingungslose Grundeinkommen: Eine „radikale Demokratisierung der Wirtschaft“? 4
•	 “Wir haben genug Essen, es ist nur völlig falsch verteilt“5
•	 Die Leber juckt 7
•	 Ein neuer Stolperstein in Schlachtensee 7
•	 Leselust IV – Auf Schatzsuche im BerlinAntiquariat 8
•	 Die 68er Nostalgie 8
•	 Law and Order9
•	 Sanierung und Neubauten an unseren Schulen – wird die Öffentlichkeit hinters Licht geführt? 10
•	 Brandstifter und Biedermänner 10
•	 Denkmalschutz in Lichterfelde Süd 11
•	 Rezension: Mut zu Marx 12
•	 Zitate und Termine 12

Editorial 
Liebe Leserinnen und Leser!

P. Picasso: La joie de vivre – Lebensfreude 1946

beit, bestandenem Examen, Vorfreude auf Zeugnisse und 
Ferien, mit einer neuen „Kehrseite“ unterm Arm, lasst 
uns in Erinnerung an Karl Marx mit Rotwein anstoßen, 
denn wir „haben eine Welt zu gewinnen“! (Kommunisti-
sches Manifest)

Die Redaktion
 
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 Elmar Altvater ist am 1. Mai 2018 verstorben. 1938 
in Kamen im östlichen Ruhrgebiet geboren und aufge-
wachsen, studierte er in München Ökonomie und Sozio-
logie, ging nach einigen Jahren als Assistent an die Uni Er-
langen und wurde 1971 auf den Lehrstuhl für Politische 
Ökonomie des „Otto-Suhr-Instituts“ (OSI) an der Freien 
Universität Berlin berufen, den er bis zu seiner Emeritie-
rung im Jahr 2004 innehatte. Früh schon war er im SDS 
organisiert, war aktiv im Sozialistischen Büro, in dem die 
undogmatische Linke in Westdeutschland ihren organi-
satorischen Raum fand. Er war Mitglied der Grünen, die 
er politisch enttäuscht (Kosovo, Afghanistan) verließ und 
trat später (2007) in die Linkspartei ein.

Elmar war ein engagierter Globalisierungskritiker, 
scharfer Analytiker der Umbrüche von 1989 und des sich 
entfaltenden Neoliberalismus; auch international gut 
vernetzt, brachte er die Debatten zur Formulierung einer 
ökologischen Kritik der Politischen Ökonomie voran und 
seine auf der Basis der Marxschen Theorie formulierten 
Analysen zum Weltmarkt und zu den globalen Krisen und 
Abhängigkeiten waren seiner Zeit häufig genug voraus. 

Elmar Altvater in einem Gespräch im Nov. 2009 mit der 
Zeitschrift Sozialismus:

 „Der Rückgang des Welthandels ist viel schärfer als vor 
80 Jahren. Aber die Gefahr weltwirtschaftlicher Verschie-
bungen größeren Ausmaßes ist noch nicht richtig in der 
Diskussion und im Bewusstsein angekommen. Bislang be-
kannt sind die auf Dauer nicht durchzuhaltenden struk-
turellen Ungleichgewichte in den Leistungsbilanzen und 
im Aufbau der Devisenreserven bzw. den Außenschulden 
– insbesondere zwischen den USA, China, Indien, den Öl-
ländern, Russland und Deutschland im Euroraum – sowie 
die Verschiebungen in den Währungsverhältnissen…….
Systemfrage und Transformationsperspektiven im Sinne 
einer solidarischen Ökonomie sind nicht nur sinnvoll, es 
geht gar nicht anders. Die Dramatik der ökologischen Di-

mension der ökonomischen Krise zwingt uns dazu. Ohne 
grundlegende politische Veränderungen sind die Energie- 
und Klimakrise, die Bedrohung der Biodiversität und der 
Hunger in der Welt nicht zu bewältigen. Allein die Klima-
krise und die Energiefrage … werden in weiten Teilen der 
Weltbevölkerung großflächige Energiearmut hervorrufen. 
Energiearmut befördert Ernährungskrisen und Hunger, 
und das Ansteigen einer Armutsbevölkerung hat wiede-
rum seinerseits zwangsläufig Wirtschaftsmigration zur 
Folge, die dann von der Wohlstandsinsel Europa an ihren 
Mittelmeerküsten auf teilweise menschenmörderische Art 
und Weise politisch entsorgt wird. Diese Herausforderun-
gen der Systemfrage werden immer noch unterschätzt und 
stellen sich nicht mehr nur als einfache Neuauflage der tra-
ditionellen Systemfrage einer Überwindung von Kapitalis-
mus durch Sozialismus.“ 

Wir erinnern daran, dass mit Elmar nicht nur ein enga-
gierter Theoretiker der Linken und politischer Akteur in 
Zukunft fehlen wird, sondern auch ein herausragender 
Wissenschaftler und Lehrer. Elmar Altvater hat einen 
immer vorangebracht, sich an ihm zu orientieren, war 
immer gut.

Hasko Hüning 

Wir trauern um Elmar Altvater

e Unsere Linksfraktion hat am Wochenende vom 28. 
und 29. April gemeinsam mit Franziska Brychcy aus dem 
Abgeordnetenhaus eine Klausurtagung in Wittenberg 
veranstaltet und dabei neue Ideen und Konzepte zu 
vielen wichtigen Bezirksthemen entwickelt (Mieten und 
Wohnen, Milieuschutz, Bürger*innenbeteiligung, Schul-
sanierung, Neubaugebiet Lichterfelde Süd, Stammbahn 
u. v. m.).
Unsere Arbeit in der Bezirksverordnetenversammlung 
lässt sich gut im Internat nachvollziehen. Hier finden Sie 
eine kleine Auswahl unserer Anträge und Anfragen der 
letzten Wochen:

Antrag (Drs. 0841/V):
Eine zweite Gemeinschaftsschule für Steglitz-Zehlendorf 
in Lichterfelde-Süd 
https://tinyurl.com/yav2rnw6 

Neues aus der Bezirksverordnetenversammlung Steglitz-Zehlendorf 
Antrag (Drs. 0737/V):
Geisterhaus Gardeschützenweg 3 – Anwohner*innen, 
Passant*innen und Autofahrer*innen vor herabstürzen-
den Gebäudeteilen schützen
https://tinyurl.com/y9k4ph8g 

Schriftliche Anfrage (Nr. 196/V):
Wie sicher sind die Kleingärten und Grünflächen in 
Steglitz-Zehlendorf?
https://tinyurl.com/y7mp7zaa 

Schriftliche Anfrage (Nr. 0184/V):
Warum steht mitten in Steglitz-Zehlendorf ein komplet-
tes Hotel leer?
https://tinyurl.com/y9dtadru 

Sie haben Fragen oder Anregungen? Wir freuen uns über 
einen Besuch, Anruf oder eine E-Mail. Unsere Kontaktda-
ten finden Sie auf der letzten Seite.

Herzlich, Gerald Bader (Fraktionsvorsitzender)

https://tinyurl.com/yav2rnw6
https://tinyurl.com/y9k4ph8g
https://tinyurl.com/y7mp7zaa
https://tinyurl.com/y9dtadru
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Erste Erfolge: Groko schafft Armut ab
 Das musste endlich einmal gesagt werden. Jens 
Spahn, neuer Bundesgesundheitsminister, räumt mit ei-
nem schlimmen Vorurteil auf. „Hartz IV bedeutet nicht 
Armut, sondern ist die Antwort unserer Solidargemein-
schaft auf Armut“. Sieh an! Bislang dachte der Autor die-
ser Zeilen, Armut sei Europaweit einvernehmlich sta-
tistisch definiert und keine Kategorie des subjektiven 
Empfindens jeweiliger Gesundheitsminister. Danach ist 
arm, wer weniger als 60 Prozent des mittleren Einkom-
mens (der so genannte Medianlohn) erhält. Vielleicht hat 
Herr Spahn auch diese relative Armut mit der extremen 
verwechselt, die sich laut Weltbank auf 1,90 US-Dollar 
pro Tag beläuft. 

Das Konzept der relativen Armut besagt, dass die be-
troffenen Menschen nicht deshalb arm sind, weil sie vom 
Hungertod bedroht sind, sondern weil eine Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben nicht möglich ist. Hierzu zählt, 
dass deren Kinder gesund ernährt werden, an Klassen-
fahrten teilnehmen können, zur Einladung einer Geburts-
tagsfeier nicht mit leeren Händen erscheinen müssen, die 
Eltern an der Weihnachtsfeier der Kita teilnehmen und 
auch mal mit Freunden ins Kino gehen können, um einige 
Beispiele zu nennen. 

Diese Grenze zur Armut liegt bei einem Ein-Personen-
Haushalt bei etwa 980 Euro netto im Monat. Falls je-
mand Vollzeit zum Mindestlohn arbeitet, erhält er rund 
1.500 Euro brutto im Monat, befindet sich also netto 
an der Armutsgrenze. Ein Hartz IV-Bezieher erhält den 
Regelsatz von 416 Euro im Monat plus Miete und Miet-
nebenkosten. Damit liegt er unter der Grenze und gilt 
demnach zu Recht als arm. Beispielsweise sind bei er-
wachsenen Personen für Essen und Trinken 4,77 Euro 
und für Kleinkinder 2,77 Euro pro Tag vorgesehen. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir uns nicht wun-
dern, dass es deutschlandweit 2003 immerhin schon 
etwa 330 Tafeln zur Unterstützung von Bedürftigen gab. 
2017 war diese Zahl auf mehr als 900 angestiegen, und es 
wurden 1,5 Mio. Menschen unterstützt.

Die Armutsforschung geht davon aus, dass zurzeit 
rund 16 %, also etwa 11,5 Mio. Menschen von relativer 
Armut betroffen sind. Bei Ein-Personen-Haushalten sind 
es mehr als ein Viertel und bei Alleinerzieherinnen (das 
sind bekanntlich fast immer Frauen) sind es – sage und 
schreibe –  mehr als 40 Prozent! Zu den Risikogruppen 
zählen zudem Arbeitslose, Teilzeitbeschäftigte, Rentner 
und „Viel-Kinder-Haushalte“. Tendenz in allen Risiko-
gruppen: steigend.

Dass die Armut in Deutschland seit zwei Jahrzehnten 
stetig zugenommen hat, verdanken wir nicht zuletzt der 
Agenda 2010, mit der sich die damalige rot-grüne „Schrö-
derregierung“ meinte bei den Wirtschaftsverbänden 
empfehlen zu müssen. Rentenkürzungen, „Gesundheits-
reformen“, Förderung von Leiharbeit und unbegründeten 
Befristungen waren Teile dieser Politik. Flankiert wurde 

sie durch Steuerreformen, die die Umverteilung von un-
ten nach oben verschärfte. Nimmt man alle Steuerrefor-
men seit 1998 zusammen, dann wurden die Bruttoein-
kommen des reichsten Hundertstel um knapp 5 Prozent 
entlastet. Gleichzeitig stieg die Belastung des ärmsten 
Zehntel um 5,4 Prozent aufgrund der Erhöhung der 
Energie- und Mehrwertsteuer. Wen wundert es da noch, 
wenn ein Prozent der reichsten Haushalte ein Drittel des 
Gesamtvermögens in Deutschland besitzt, während die 
untersten zehn Prozent überschuldet und selbst die un-
teren 30 Prozent aller Haushalte faktisch kein Vermögen 
besitzen.

Warren Buffet, einer der reichsten Männer der Welt, 
hat 2006 bedauernd festgestellt, dass die reiche Klasse 
Krieg gegen die arme führt und diesen leider auch gewin-
nen wird. Da hat Buffet die Rechnung aber ohne die Gro-
ko aufgemacht; die wird den Reichen schon das Fürchten 
lehren. Die Ersten dürfen lachen.

Henri Arweiler 
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 Seit in England 1795 die Not der aus der Landwirt-
schaft in die Städte strömenden Arbeiter mit geringen 
Notgroschen für alle gemindert wurde, taucht diese Me-
thode der Armutsbekämpfung immer wieder kurzfristig 
auf: z. B. 1969 als Forderung von Martin Luther King zur 
Bekämpfung der Not der schwarzen Bevölkerung, oder 
2014, gefordert von Lulas Regierung in Brasilien zur Be-
kämpfung der weiteren Verslumung der Städte. Auch in 
einem Dorf in Namibia wurde zwei Jahre lang versucht, 
auf diese Weise die Verelendung der Bevölkerung zu stop-
pen. Nun legte die Linke 2016 ein detailliertes Programm 
zum Bedingungslosen Grundeinkommen (BGE) vor und 
diskutierte es in aller Öffentlichkeit. Auch in den Gewerk-
schaften findet es mehr und mehr AnhängerInnnen.

Worum geht es? Wer über 16 Jahre ist und seinen Erst-
wohnsitz in Deutschland hat soll vom Staat monatlich ei-
nen Betrag von 1076 € netto erhalten, egal, ob er arbeitet 
oder nicht – egal, in welcher Vermögenssituation er sich 
befindet, ob Großaktionär oder Arbeitsloser. Für Kinder 
unter 16 Jahren wird ein Satz von 538 € berechnet. Dieses 
bezeichnet Katja Kipping z. B. als „Demokratiepauschale“ 
und spricht von einer „antikapitalistischen Strategie“. 

Es gäbe keine demütigende Bittstellerei am Sozialamt 
mehr, keine aufwendigen Formulare und Kontrollen, 
keine Repression der Ämter und keine überflüssige So-
zialbürokratie. Der zunehmenden Arbeitslosigkeit durch 
den informationstechnologischen Fortschritt würde ent-
gegen gewirkt. Ein BGE führe zu einer radikalen Demo-
kratisierung der Wirtschaft und politischen Freiheit und 
sei antikapitalistisch orientiert, heißt es in den Stellung-
nahmen der Befürworter. Ich orientiere mich im Folgen-
den an diesen Überlegungen, wenn es auch inzwischen 
eine Vielzahl von Varianten gibt.

Für jeden, der sich täglich überlegen muss, ob das Brot 
bei Lidl, Netto oder Aldi billiger ist, ob er bei der angekün-
digten Mieterhöhung nicht die Wohnung aufgeben muss, 
hört sich diese zuverlässige Grundausstattung sicher 
verlockend an. Für alle, die als Besser- oder gar  Doppel-
verdienende z. B. als Abgeordnete des Bundestages oder 
Aufsichtsratsmitglieder oder Hausbesitzer immer noch 
Erhöhungen erstreiten, sind das sicher Peanuts, die man 
gerne mitnimmt – eine nette Unterstützung aus der ge-
meinsamen Kasse aller arbeitenden Menschen. Also, wo 
ist das Problem? 

Das bedingungslose Grundeinkommen: Eine „radikale  
Demokratisierung der Wirtschaft“? 

1. Arbeit: Das BGE geht davon aus, dass der Mensch sein 
Leben nach seinen Bedürfnissen gestalten soll, ohne zur 
Arbeit gezwungen zu werden. Dass aber Arbeit erst den 
Menschen zum Menschsein führt, Veränderung der Um-
welt, Teilhabe an der Gesellschaft und Erfüllung bedeu-
tet, dass keine Arbeit zu finden nicht nur die Existenz in 
Frage stellt, sondern auch die Psyche verelenden lässt, 
bleibt außen vor. 

2. Kapitalismus: Das BGE gaukelt eine Gleichheit aller 
vor („Demokratisierung“). Wer schon einmal mit 1076 € 
auskommen musste, weiß, dass ein BGE reicht, um sich 
ein einem kulturellen Leben beteiligen zu können. Des-
halb ist Lohnarbeit nach wie vor unverzichtbar. Dabei 
werden die Unternehmer von lästigen Lohnnebenkosten 
wie Sozial-, Kranken und Rentenversicherungsbeiträgen 
befreit, die der Staat übernimmt, d. h. einen Teil der der-
zeitigen Lohnkosten übernimmt die Gesellschaft. Wer 
das BGE-Angebot, nicht arbeiten zu müssen, annimmt, 
entscheidet sich somit, dass alle anderen für ihn aufkom-
men müssen. Denn es sind ja die Beschäftigten in den 
Betrieben, die letztlich die Mittel für die Transferleistung 
namens BGE erwirtschaften. Was daran „antikapitalis-
tisch“ ist, ist schwer nachvollziehbar. Dass dies auch nicht 
zu höheren Löhnen führt, zeigte sich bereits im ehemali-
gen Westberlin, als die sogenannte „Berlinzulage“ zu den 
Löhnen dazu führte, dass die Löhne in Westberlin die 
niedrigsten der BRD waren, der Bund also die Extraprofi-
te der Unternehmen finanzierte.

3. Lohnkampf: Nach wie vor bleibt das Bewegungsele-
ment des Kapitals der Profit und der ist primär abhängig 
von der Höhe des Lohnes. Spart man also die Nebenkos-
ten (s. 2.) und sind die Beschäftigten erst einmal über das 
BGE prinzipiell abgesichert, kann man den Lohn leicht 
drücken und sich eine größere Reservearmee mit Kurz-
arbeit, Teilzeitarbeit, befristeten Verträgen oder Leicht-
lohngruppen zulegen. Bei Tarifverhandlungen stehen die 
Gewerkschaften vor dem Problem, dass die Beschäftigten 
schwerer zu mobilisieren sind. Auch die Mitgliedschaft in 
einer Gewerkschaft wird für viele nicht mehr notwendig 
erscheinen, da der Staat einen Teil der Lohnes finanziert. 
Das BGE läuft also auf eine Schwächung der Gewerk-
schaften hinaus.

4. Staat : Als einer der größten Arbeitgeber hat auch der 
Staat kein Interesse an hohen Lohnzahlungen, drückt die 
Löhne, wo er kann, und privatisiert Teilbereiche, um die 
Lohnkosten zu senken, wovon Verdi ein Lied singen kann. 
Zudem verlockt beim BGE, die hohen Verwaltungskosten 
von Hartz IV zu sparen.

Daher steigt jetzt auch der Reg. Bürgermeister Müller 
mit seinem „sozialen Grundeinkommen“ auf den Zug 
des BGE auf und fordert zusätzlich, dass die Zahlung 
des Grundeinkommens an Hilfsarbeiten im öffentlichen 
Dienst gekoppelt werden solle, nachdem dort die Zivis 
und ABM-Kräfte fehlen! Ein besonders von CDU-Kreisen 
beklatschter Etikettenschwindel, der durch die Hintertür 
Zwangsarbeit einzuführen gedenkt.
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„Wir haben genug Essen, es ist nur völlig falsch verteilt“
(Sabine Werth, 1993)

5. Informationstechnische Revolution 4.0: Die angeb-
lich notwendige Freisetzung von über 1/3 der Gesell-
schaft erfordert kein BGE, sondern stellt eine herrliche 
Chance dar, endlich die Arbeitszeiten zu senken, hoch-
wertige Qualitätsprodukte herzustellen, arbeitsintensi-
ve Bereiche wie die ökologische Landwirtschaft auszu-
bauen, die extreme Einsparung von Arbeitskräften im 
Naturschutz rückgängig zu machen, mehr Lehrkräfte, 
PolizistInnen, SozialarbeiterInnen, einzustellen, eine 
Entwicklungspolitik zu starten, die statt Freihandelszo-
nen menschliches Knowhow zur Selbsthilfe organisiert.

6. Freiheit: Die Freiheit, die das Grundeinkommen an-
geblich gewähren soll, führt eher zu einer Zurücknahme 
der gesellschaftlichen Teilhabe und damit auch leicht zur 
Vernachlässigung politischer Einmischung. Es fördert 
eher die Vereinsamung der Menschen (ca. 50% in Berlin 
sind Singles), zudem soziale Begegnungsstätten immer 
mehr dem staatlichen Rotstift geopfert werden und Ge-
bühren für Sport- und andere Freizeitaktivitäten in die 
Höhe schnellen.

7. Statt des Kampfes um ein BGE geht es aktuell  
dringend um folgende Forderungen:
–	 Reduzierung der Wochenarbeitszeit auf 30 Wochen-

stunden.
–	 Schaffung von gut bezahlten Stellen im Bildungs-, und 

Gesundheitswesen sowie im sozialen und ökologischen 
Bereich

–	 Abschaffung des Systems Hartz IV zugunsten einer so-
zialen, ausreichenden Absicherung bei Arbeitslosigkeit

Die Kehrseite besuchte „Laib und Seele“ der Berliner 
Tafel, Ausgabestelle Lankwitz Kirche

 Als Sabine Werth vor 25 Jahren noch unter der Regie-
rung von Helmut Kohl die Berliner Tafeln gründete, war 
Armut politisch kein Thema, denn angeblich gabes keine 
Armut in Deutschland. Man behauptete, Geringverdiener 
wären ja über die Renten-, die Sozial- und die Arbeitslo-
senversicherung abgesichert. Bedürftige bekämen über 
die zuständigen Ämter ihr Geld, alles wäre bestens ge-
regelt. Aber dann wurden die immer länger werdenden 
Warteschlangen bei den Ausgabestellen der Tafeln auch 
im Straßenbild sichtbar.Und damit wanderte die in weiten 
Bevölkerungsteilen vorhandene Armut aus der versteckten 
Privatheit ins öffentliche Leben und konnte nun auch poli-
tisch nicht mehr ignoriert werden.

Seither gibt es deutschlandweit, von Sylt bis Südbayern 
weit mehr als 900 Ausgabestellen. Allein die Berliner Tafel 
beliefert inzwischen mehr als 300 soziale Einrichtungen. 
Wir besuchten die Lankwitzer Ausgabestelle „ Laib und 
Seele“ der Berliner Tafel und konnten anschließend mit der 
Koordinatorin, Frau Kindler, ein Gespräch führen:

Kehrseite: Seit wann gibt es diese Ausgabestelle?

Laib und Seele: Der Bezirk hat zwischen Steglitzer 
Schloßstraße und Zehlendorfer Mühlenstrasse vier Aus-

–	 Erhöhung der Staatseinnahmen durch die Streichung 
der Rüstungs- und Verteidigungsausgaben und die Ein-
führung einer Reichensteuer

–	 Kampf für eine friedliche Weltordnung und eine sozia-
le Entwicklungspolitik, die keine Flüchtlinge, sondern 
Demokratien produziert.

Das bedingungslose Grundeinkommen ist ein Irrweg, der 
weder Demokratie, politisches Engagement noch Frei-
heit fördert, sondern den Unternehmern zu lukrativen 
Extraprofiten verhilft.

Lore Nareyek 
PS.: Dieser Beitrag könnte die Diskussion in der Linken 
über die Problematik des BGE vertiefen!

gabestellen. „Laib und Seele“ hier in der Lankwitzer Drei-
faltigkeitskirche an der Leonorenstrasse gibt es seit 12 
Jahren. 

Kehrseite: Warum ist diese Ausgabestelle hier entstanden 
und wie hat sie sich im Laufe der Zeit entwickelt?

Laib und Seele: Die Berliner Tafel wollte für ihre Kunden 
leichter erreichbar werden und hat deshalb mit Kirchen-
gemeinden in ganz Berlin und dem RBB kooperiert, um 
gut erreichbare Standorte für die regionale Verteilung von 
Lebensmitteln zu gewinnen. Jede Ausgabestelle ist organi-
satorisch und finanziell unabhängig und arbeitet mit der 
Berliner Tafel zusammen. In jährlichen Vollversammlun-
gen werden gemeinsames Vorgehen und ggf. auch gemein-
same Probleme besprochen. Die insgesamt 45 „Laib und 
Seele“-Ausgabestellen sind also ein Gemeinschaftsprojekt 
von Tafel, Kirchen und Rundfunk Berlin-Brandenburg. Sie 
erreichen im Monat etwa 50.000 bedürftige Menschen. In 
den Räumen dieser schönen Kirche hat „Laib und Seele“ 
durch die gemeinsame Initiative von Pfarrer Tischer und 
Herrn Rother ein Zuhause gefunden. Inzwischen geben 
wir hier wöchentlich an rund 50 , manchmal auch 70 Fa-
milien und Alleinstehende Lebensmittel aus.

Kehrseite: Wer besucht diese Lankwitzer Ausgabestel-
le, ist die Zusammensetzung der Besucher über die Jahre 
gleich geblieben?
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Laib und Seele: Es kommen viele alte, alleinstehende 
Menschen, fast mehr Männer als Frauen,die von sehr-
niedrigen Renten leben müssen, zu uns, aber auch jün-
gere Leute und Familien mit geringem Einkommen oder 
Transferleistungen. Fast alle kommen aus der nahen 
Umgebung. Den Berechtigungsschein, an der Tafel für 
einen Euro je Besuch teilzunehmen, erhält man durch 
Vorlage von Einkommensbeleg und Personalausweis. Die 
Reihenfolge bei der Lebensmittelvergabe erfolgt dann im 
Losverfahren. Einlass ist eine Stunde vor Beginn. Kaffee 
und Kuchen gratis erleichtern das Warten. Reingerufen 
wird in 5-er Gruppen. Jeder Kunde wird von einer Ehren-
amtlichen durch die Warenreihen begleitet. Aus unserer 
Sicht ist die Anzahl der Leute über die Jahre ungefähr 
gleich geblieben. Angenblich erhalten aber unsere jün-
geren Kunden manchmal eine Arbeit vom Jobcenter und 
bleiben dann weg, was dann eine gewisse Fluktuation 
nach sich zieht.

Kehrseite: Wie viele Kolleginnen und Kollegen gibt es hier, 
die für diese Ausgabestelle arbeiten?

Laib und Seele: Wir sind hier 38 Ehrenamtliche, die sich 
durch Anzeigen im Gemeindebrief, Mund zu Mund Pro-
paganda oder auch gezielte persönliche Ansprache ge-
funden haben. Wir prüfen und putzen die Ware, sortie-
ren sie, bauen sie auf, begleiten unsere Kunden durch die 
Reihen und helfen ihnen bei der Auswahl. Nach Schluss 
räumen wir alles wieder auf und weg. Ich selber komme 
aus der Sozialarbeit und koordiniere hier seit drei Jahren 
die Arbeit.

Kehrseite: Wie finanziert sich Laib und Seele?

Laib und SeeleWir erhalten keine öffentlichen Zuschüs-
se, sondern finanzieren uns ausschließlich durch Spen-
den und Kollekten.

Kehrseite: Wie kommt Laib und Seele an die Lebensmit-
tel?

Laib und Seele: Uns steht in Steglitz ein spendenfinan-
zierter Kleintransporter zur Verfügung. Damit holen wir 
dienstags und mittwochs Frischware und Konserven ab, 
die uns örtliche Discounter spenden. Ausserdem erhalten 
wir von der Ausgabestelle Tempelhof nicht Verbrauchtes 
von deren eigener Ausgabe und wir geben unsere nicht 
verbrauchte, aber noch zu verwendende Ware dann am 
Mittwoch an die Ausgabestelle Finchleystrasse.

Kehrseite: Wir haben in den letzten Monaten in einer 
Reihe von Gesprächen Verwunderung ausgelöst mit der In-
formation, dass es in Steglitz-Zehlendorf überhaupt Bedarf 
nach einer Tafel gibt. Das wurde eher anderenorts vermu-
tet. Überrascht Sie so eine Wahrnehmung?

Laib und Seele: Ja, so eine Wahrnehmung überrascht 
mich allerdings. Denn es ist ja kein neues Phänomen, 
dass es auch in Steglitz-Zehlendorf Menschen im Harz 
IV-Bezug gibt, Geringverdiener und RentnerInnen, die 
Grundsicherung erhalten.

Kehrseite: Wie haben Sie und Ihre KollegInnen auf die 
Entscheidung der ‚Essener Tafel‘ reagiert, aus Kapazitäts-
gründen keine weiteren nichtdeutschen Klienten zu akzep-
tieren?

Laib und Seele: Wir haben uns kurz darüber ausge-
tauscht und für uns ist klar, dass wir das Vorgehen der 
Essener Tafel nicht unterstützen, denn klare Regeln für 
alle Kunden hätten solche Verwerfungen vermutlich ver-
hindern können. Ansonsten hilft die direkte Ansprache 
und eventuell auch der Hinweis, dass Repressionen un-
tereinander nicht geduldet werden und sogar zum Aus-
schluss einzelner „Ruhestörer“ führen können.

Kehrseite: Es hat nach dieser Entscheidung in der Öffent-
lichkeit, in der Politik und auch im Bundesverband der Ta-
feln eine heftige Debatte über diese Entscheidung gegeben. 
Wie haben Sie diese Debatte wahrgenommen und wie wür-
den sie diese bewerten?

Laib und Seele: Mehr erschüttert hat mich die Debatte, 
ob Kunden der Tafeln arm sind oder nicht, bzw. ob man 
von Hartz IV gut leben kann. Dies ist zynisch, denn auch 
die Tafeln können nur einen kleinen Beitrag zur Entlas-
tung der angespannten Finanzsituation von Menschen 
mit geringem Einkommen leisten.

Kehrseite: Welche Mitarbeitenden sucht die Tafel noch 
und an wen wenden sich Interessentinnen und Interessen-
ten?

Laib und Seele: Wegen der vielen schweren Kisten, die 
bewegt werden müssen, wünschen wir uns mehr kräftige 
Arme unter den Ehrenamtlichen. Die Tafel auf- und wie-
der abzubauen ist viel, z.T. schwere Arbeit. Deshalb wür-
den wir uns augenblicklich sehr über Personen freuen, 
die auch schwere körperliche Arbeit einmal wöchentlich 
für ca. drei Stunden leisten könnten. Grundsätzlich kön-
nen wir immer wieder auch Ehrenamtliche einsetzen, die 
das angelieferte Obst und Gemüse putzen, präsentieren 
und dann austeilen. Man erreicht uns unter der Telefon-
nummer 030 7732 7656

Kehrseite: Gibt es ein Spendenkonto?

Laib und Seele: Ja, das Spendenkonto der Evangelischen 
Dreifaltigkeitsgemeinde, DE035206 0410 6803 9663 99, 
Verwendungszweck: Laib und Seele. Wir freuen uns über 
Spenden, die unsere Arbeit unterstützen und weiterfüh-
ren.
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uns/die-tafeln/zahlen-fakten/ schlüsseln die Tafeln 
ihre 1,5 Millionen bedürftigen Nutzer auf: 
23 Prozent Kinder und Jugendliche,
53 Prozent Erwachsene im erwerbsfähigen Alter (vor 
allem ALG-II- bzw. Sozialgeld-Empfänger, Spätaussied-
ler und Migranten),
23 Prozent Rentner und
19 Prozent Alleinerziehende. 

Kehrseite: Liebe Frau Kindler, wir danken Ihnen herzlich 
für die vielen Informationen und wünschen Ihnen viel Kraft 
und Unterstützung bei Ihrer Arbeit. 

G. Lanzrath, U. Peter 

 Auf der Bezirksverordnetenversammlung am 18. April 
brachte die Linksfraktion Steglitz-Zehlendorf einen Antrag 
ein, der ein Alkoholverbot während der Sitzungen vorsieht. 
Ja, Sie haben richtig gelesen und reiben sich jetzt nicht nur 
wegen der Blütenpollen die Augen. Kennen Sie einenAr-
beitsplatz wo alkoholische Getränke erlaubt sind? Die sich 
anschließende Diskussion gestaltete sich derart bizarr, 
dass wir uns entschieden haben, sie nur als Satire wieder-
zugeben. Viel Vergnügen beim Lesen und Prost. 

Die Redaktion.

Was wollen diese Linken? Ein Zeichen gegen Alkohol-
missbrauch setzen? Den Bierausschank im Rathaus Zeh-
lendorf direkt vor dem BVV-Saal beenden? Wie soll man 
sich da noch zwischen zwei Reden die Kante geben? Geht 
gar nicht! Ein paar Bierchen haben noch keinem gescha-
det. Da kennt die BVV keine Parteien mehr, nur noch 
Deutsche Biertrinker. Die paar linken Spaßbremsen mal 
ausgenommen.“

Die Vernunft kann nicht immer siegen, und das Abset-
zen der gewohnten Droge ist lebensgefährlich. Vielleicht 
hätte man den Alkoholkranken von CDU, AfD, SPD und 
Grünen einen langsameren Entzug vorschlagen sollen. 

Aber darum müssen wir uns jetzt keine Sorgen mehr ma-
chen, denn für kompetentes Spiegeltrinken im Rathaus 
ist jetzt ganz offiziell und per Beschluss gesorgt. Sinn der 
Maßnahme: Betäubte Bürgervertreter können brennen-
de Probleme ganz schmerzfrei ignorieren.

Vielleicht sollte die nächste Bürgeranfrage davon han-
deln, ob man Billigbier vom Discounter mitbringen darf. 
Alles andere wäre soziale Diskrimierung und damit un-
demokratisch. Eins haben wir jedenfalls gelernt: Wer in 
Zehlendorf eine billige Kneipe sucht, geht am besten di-
rekt zur BVV.

Komfortabler Wohlstandsalkoholismus ist in bürger-
lichen Gegenden üblich und prägt die Politik, nicht nur 
im Rathaus Zehlendorf. Im kleinen sympathischen Bel-
gien gibt es Parlamentsbier sogar umsonst. Aber nur in 
der Nationalversammlung und nur für Abgeordnete. Der 
Grund: Erstens ist Freibier seit Januar 2017 offizieller 
Parlamentsbeschluss, und zweitens wurde es vor Jahren 
eingeführt, weil die Saaldiener ihre Abgeordneten vor je-
der Abstimmung aus den benachbarten Kneipen zerren 
mussten.

SJ/Seeräuberin Jenny 

Die Leber juckt

Ein neuer Stolperstein in Schlachtensee

 Es war ein kalter, aber sonniger Februarmorgen, als 
sich ca. 100 Personen in der Niklasstr. nahe dem Mexi-
koplatz versammelten, um der Stolpersteinverlegung 
zur Erinnerung an den expressionistischen Maler Fritz 
Ascher (1893-1970) beizuwohnen. Aufgewachsen in 
Schlachtensee, studierte er auf Empfehlung vom Max Lie-
bermann Malerei in Königsberg, wonach er nach Berlin 
zurückkehrte.

 Da er aus einer assimilierten jüdischen Familie stamm-
te und sein Malstil mit kräftigen Farben und groben Pin-
selstrichen dem Naziideal total widersprach, erhielt er 
Arbeits- und Ausstellungsverbot und wurde schließlich 
ins KZ Sachsenhausen und später ins Potsdamer Polizei-
gefängnis deportiert. Schließlich überlebte er die NS-Zeit 
in einem Versteck im Grunewald, wo er Gedichte schrieb. 

Nach Erläuterungen von Rachel Stern (Direktorin der 
Fritz Ascher Gesellschaft), Dr. Wolfgang Ellerbrock (His-
toriker) und Dirk Jordan von der AG Spurensuche der Ev. 
Kirchengemeinde Schlachtensee verlegte Michael Rohr-

mann vom Projekt Stolpersteine den Messingstein mit 
der Inschrift: 

Hier wohnte Fritz Ascher Jg. 1893 „Schutzhaft“ 1938, 
Sachsenhausen, Gefängnis Potsdam, 1939 entlassen 
– ab 1942 versteckt – gelebt – überlebt

https://www.tafel.de/ueber-uns/die-tafeln/zahlen-fakten/
https://www.tafel.de/ueber-uns/die-tafeln/zahlen-fakten/
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Die 68er Nostalgie

Begleitet wurde die Veranstaltung von Schülerinnen und 
Schülern der AG Geschichte von der Gesamtschule am 
Stern, Potsdam, die Texte von Fritz Ascher vortrugen.

Die Kirchengemeinde Schlachtensee hat einen infor-
mativen Rundgang zu Stolpersteinen in der Nachbar-
schaft erstellt, den man die der Johanniskirche in der 
Matterhornstr. 37-39 erhalten kann. 

Lore Nareyek 

PS.: Dass Stolpersteine auch Steine des Anstosses sein 
können, zeigte im Februar eindrücklich die Gemeinde 
von Singen, wo für die Familie von Ernst Thälmann ge-
gen die Verhinderungskampagne der AfD Stolpersteine 
verlegt wurden. Wie auch in Neukölln, wo verlegte Steine 
herausgerissen wurden, müssen sie wohl geschützt wer-
den!

e Eigentlich wollte Karl-Heinz Thran als Soziologe sei-
ne Zukunft planen, aber dann übernahm er seine Woh-
nung in Steglitz mit 4000 Büchern, die sein Schicksal be-
stimmten. Mit diesem Grundstock begann er 1981 sein 
Antiquariat in der Zimmermannstr. aufzubauen, nicht 
das übliche mit dem, was andere loswerden wollen, 
sondern das besondere mit Sammlerstücken, beson-
ders seltenen Ausgaben, besonders schönen Stücken, 
besonders skurrilen Exemplaren. Und das nicht nur für 
Bibliophile, sondern auch für Liebhaber von Landkarten, 
Stichen, alten Postkarten oder Werbedokumenten der 
verschiedensten Bereiche.
So traf ich bei meinen Besuchen einen Sammler von 

erlesener Literatur der Romantik, einen Liebhaber von 
Mini-Büchern sowie eine junge Frau, die einen alten 
Geburtstagsalmanach für ihre Oma suchte. Alle wurden 
geduldig beraten durch den liebenswerten Herrn Than, 
der seine Kunden kenntnisreich beriet und mit diversen 
Histörchen unterhielt.
Im Laden selbst ( Zimmermannstr. 26, nahe U-Schlos-

str., geöffnet Mi-Fr 15-18 h 30, Sa 10-14 h ) kann man 
in ca. 40 000 Büchern, Bildern und verschiedensten 

Leselust IV – Auf Schatzsuche im BerlinAntiquariat

Dokumenten stöbern, im Internet ( ca. 10 000 Exemplare) 
über: BerlinAntiquariat.de seinen Wunsch nachschlagen 
oder eine Mail-Nachfrage starten.
Also: Wer das Besondere für sich oder andere sucht, 

wird hier sicher fündig!

Klara Werk

„BerlinAntiquariat“ in der Zimmermannstr. 26

 Sie sind jetzt meist über 70 (sofern sie noch leben!), 
sind nette Groß- Urgroßeltern und finden ihre ureigens-
te Geschichte ungemein wichtig. Sie waren aufmüpfig, 
frech, unkonventionell und lassen sich in allen Medien 
feiern als revolutionäre Generation, der nichts heilig war. 

Und was ist in den 50 Jahren nach 68 dabei rausge-
kommen? Immerhin: Eine Demokratisierung der Hoch-
schulen, hier ein Reförmchen, dort eine Reform, die 
Streichung von § 218, Männer, die sich in Haushalt und 
Kindererziehung einmischen und gerne kochen, die 
plurale Ehe, das * für Männer, Frauen und alle weiteren 
biologischen Besonderheiten, der Abbau von Kernkraft-
werken auf Staatskosten, Mülltrennung und Biokost im 
Supermarkt. 

 Auf der Gegenseite: Aufrüstung, Kriege weltweit mit 
deutscher Beteiligung, Flüchtlingsströme, Verdichtung 
der Arbeit und bei gleichzeitiger Arbeitslosigkeit und 
steigender Profitrate, Berufsverbote, Mietwucher, kata-
strophale Umweltzerstörung, Abwicklung der DDR und 
der sozialistischen Staaten, Aufwind bei den Neonazis – 
Revolution sähe anders aus!

Deshalb weg mit der Nostalgie, raus aus dem Jammer-
tal und zum 200. Geburtstag von Karl Marx gefragt, wie 
kommen wir weiter auf dem Weg zu einer menschenwür-
digen Welt und zum Sozialismus!

Lore Nareyek 
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Law and Order 

Die unbedingt lesenswerte Tageszeitung „junge Welt“ 
erscheint unter dem Motto: “Sie lügen wie gedruckt, 
wir drucken wie sie lügen!“. Der bürgerliche Berliner 
„Tagesspiegel“ wirbt dagegen mit der Losung: „rerum 
cognoscere causas“! was so viel heißt wie den Dingen 
auf den Grund gehen. Der „Tagesspiegel“ will also gegen 
ideologische Anfechtungen immun sein. 

Also machen wir die Probe aufs Exempel. 
Vor einigen Wochen ist die Türkei in Syrien einmar-

schiert, um die kurdischen Autonomiebestrebungen in 
Afrin zu zerschlagen. Zweifellos ein schwerwiegender 
Bruch des Völkerrechts. Die Welt nimmt das schweigend 
hin, und die Bundesrepublik liefert im Widerspruch zu 
den deutschen Bestimmungen weiter Waffen an ein 
kriegführendesLand.

Als Russland – immerhin nach einer Volksabstimmung 
auf der Krim – die Halbinsel wieder ins russische Staats-
gebiet eingliederte, schlug der Westen dagegen Alarm. 
Russland wurde mit Wirtschaftssanktionen überzogen, 
der Kalte Krieg kehrte zurück.

Bei jeder Gelegenheit heißt es nun, Verstöße gegen das 
Völkerrecht müssten bestraft werden. 

Die Bombardierung syrischer „Giftgas-Anlagen“, die es 
nach ihrem Abbau unter internationaler Kontrolle gar 
nicht mehr geben kann, wurde mit dem Einsatz chemi-
scher Kampfstoffe in Duma begründet. Der Giftgas-Ein-
satz ist zwar nicht bewiesen, aber spielt das eine Rolle? 
Das erinnert an die Bombardierung einer vermeintlichen 
Chemie-Waffen-Fabrik im Sudan in Zeiten der Clinton-
Lewinsky-Affäre. Später stellte sich heraus, dass dort 
Arzneimittel hergestellt wurden. 

Dass die Aktion der Nato-Staaten USA, Frankreich und 
Großbritannien durch das Völkerrecht gedeckt ist, wird 
gar nicht erst behauptet. Kanzlerin Merkel, die sich nicht 
beteiligen wollte, erklärte gleichwohl, die Aktion sei „er-
forderlich und angemessen“ gewesen. Schließlichhabe es 
„schwere Indizien einer möglichen Verantwortung für ei-
nen mutmaßlichen Angriff mit Giftgas seitens der syrischen 
Regierung gegeben“ (Hervorhebungen – H.D.) Und wenn 
die UNO ständig durch Russland-Vetos blockiert werde, 

müsse gehandelt werden. So schnell können sich Rechts-
positionen in Luft auflösen.

Weniger bekannt ist, dass nicht Russland, sondern die 
USA Weltmeister im Blockieren von UN-Beschlüssen 
sind. Allein in den letzten 40 Jahren haben die USA dut-
zende Male ihr Veto eingesetzt, um die illegale Besat-
zungspolitik Israels vor Sanktionen zu schützen oder um 
fundamentale Interessen der Völker auszumanövrieren.

Hier einige Veto-Kostproben: Gegen die Beendigung 
der militärischen und nuklearen Zusammenarbeit mit 
Südafrika (1979), gegen die Einberufung einer UN-Frau-
enkonferenz (1979), gegen ein Verbot chemischer und 
bakteriologischer Waffen (1982), gegen Nukleartests 
und nukleare Nutzung des Weltraums (1982), gegen 
den Aufruf, internationales Recht zu achten (1986), ge-
gen Kinder-Rechte (2007), gegen das Recht auf Nahrung 
(2007), gegen den Schutz des globalen Klimas (2007).

Anlässlich seines 200. Geburtstags wurde Karl Marx – 
man staune – auch von der bürgerlichen Welt in Teilen 
als „großer Denker“ gewürdigt. Vor 170 Jahre hat er den 
einprägsamen Satz aufgestellt, den die „junge Welt“ im 
Auge hat: „Die Gedanken der herrschenden Klasse sind in 
jeder Epoche die herrschenden Gedanken, d. h. die Klasse, 
welche die herrschende materielle Macht der Gesellschaft 
ist, ist zugleich ihre herrschende geistige Macht.“ 

Wie zum Beweis hat der eingangs erwähnte Tagesspie-
gel die deutschen Debatten um den Nato-Luftangriff auf 
vermeintliche „Giftgas-Anlagen in Syrien“ als „beängsti-
gend und beschämend“ bezeichnet. Aber nicht, weil ein 
Bruch des Völkerrechts klaglos hingenommen wird, son-
dern weil sich Deutschland nicht an den Militäreinsätzen 
beteiligt hat. Es fehle „der moralische Kompass und der 
strategische Weitblick“. „In anderen EU-Staaten freut sich 
die große Mehrheit, dass jemand handelt. Deutschland 
ist hier der Geisterfahrer, nicht Trump oder Macron“, – 
behauptet ein gewisser Herr von Marschall. 

Mir fällt in diesem Zusammenhang ein weiteres Marx-
Zitat ein: Der „Mensch unterscheidet sich hier vom Ham-
mel nur dadurch, dass sein Bewusstsein ihm die Stelle 
des Instinkts vertritt.“ Das heißt aber nicht, dass Ham-
mel-Instinkte bei der Meinungsbildung keine Rolle mehr 
spielen. Horst Dejas 

Rotlicht 

e „Was die Zielstellung angeht, so war diese immer 
klar. Es gab immer zwei Zielsetzungen. Erstens Märkte 
und Rohstoffe und zweitens die Militärbasen, um das zu 
kontrollieren. Also könnte man sagen, dass es um eine 
ökonomische und eine militärische Zielsetzung geht.“
Zur Zukunft der Weltmacht gefragt, prognostizierte 

Galtung den „Zusammenbruch des US-Imperiums“ mit 
diesen Worten: „Diesen prognostizierte ich 2000 für den 

In einem Gespräch im Jahr 2006 äußerte sich der norwegische Friedensforscher Johan Galtung zu 
Zielstellung und Zukunft der US-Außenpolitik:

Zeitraum von 2020 bis 2025. Aber dann ist Herr Bush jr. 
Präsident geworden, und ich habe die Frist um fünf Jahre 
abgekürzt, weil Bush beschleunigend wirkt. Deswegen 
sage ich jetzt: vor 2020.“
Anmerkung der Redaktion: Damals, 2006, wusste Galtung 
noch nicht, dass im Vergleich zur Bush-Zeit acht weniger 
aggressive Obama-Jahre folgten. Aber Donald Trump 
könnte seine Prognose bestätigen.
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 Auf der Internetseite des Senats kann man neuer-
dings genau erfahren, welche Bau-und Sanierungsmaß-
nahmen seit der Planung von 2015/16 in Angriff genom-
men werden: 

Da sollen z. B. Aulen (Arndt-Gymnasium, Johannes-
Tews-Grundschule) und Turnhallen (Goethe-Oberschule, 
Grundschule am Stadtpark Stadtpark) neu gebaut, Dä-
cher (Schadow-Gymnasium) und Sanitäranlagen (fast 
überall!) saniert werden, Asbestplatten entfernt, Schul-
höfe neu gestaltet, die Akustik verbessert und, und, und. 

Aber wie sang doch schon Otto Reutter im Song von 
den Maurern 1920: „Und nu fang wa baald an …“, weil 
nämlich das ganze auf halb-privater Ebene als sogenann-

te ÖPP über die Wohnungsbaugesellschaft HOWOGE am 
öffentlichen Haushalt vorbei finanziert werden soll, wird 
es wohl nicht vor 2020 etwas werden. Dann sollen die 
Schulen ihre sanierten Gebäude 25 Jahre mieten. Also 
doch eine Privatisierung?

Der Sprecher der Bürgerinitiative „Gemeingut in Bür-
gerhand“, Carl Waßmut, hält dagegen, sammelt Unter-
schriften bis zum 30. Juni für ein Volksbegehren, wofür er 
noch Unterstützung braucht. Er will die Risiken, die mit 
diesem Modell verbunden sind, nicht hinnehmen, nach-
dem der Finanzsenator Kollatz-Ahnen ankündigte „in-
ternationale Großfirmen am Schulbau zu beteiligen“. In 
einem Interview der „jungen welt“ erklärte Waßmut, „die 
regionale Bauwirtschaft kommt bestenfalls noch als Sub-
unternehmer dran. Die Steuerzahler dürfen die Mond-
preise dieses Oligopols berappen, und Eltern bekommen 
es mit knallharten Geschäftemachern zu tun mit riesiger 
Rechtsabteilung und null Interesse an Bürgerbeteili-
gung.“ Schon einmal hat der Senat in den 70-ern die da-
maligen Mittelstufenzentren nach einem Leasing-Modell 
an die Wand gefahren, musste teuer mieten, schließlich 
sanieren oder abreißen. Auch in Hamburg und Darm-
stadt kämpfen derzeit Schulen mit den Folgen des ÖPP- 
Modells, nach dem sie keinen Einfluss mehr auf die Ge-
staltung und Nutzung und zusätzlich Renovierungsdruck 
haben. Aber warum sollte man auf Erfahrungen und die 
Kritik der BürgerInnen und der GEW hören, wenn sat-
te, langfristige Gewinne für Bauunternehmen winken? 
(www.gemeingut.org/Liste)

Lore Nareyek   
 
      

Brandstifter und Biedermänner 

Sanierung und Neubauten an unseren Schulen – wird die  
Öffentlichkeit hinters Licht geführt?

Ein Beispiel futuristischer Architektur, die leider nicht für 
Schüler ausgelegt ist, zeigt der Neubau des Arndt-Gymnasi-
ums, wo die Mauern im Treppenhaus Gefahren bieten, dass 
Gegenstände ins darunter gelegene Geschoss fallen können.

 Auf den ersten Blick geht es bei dem Streit um das 
iranische Atomprogramm und die Atombombe Nordko-
reas um nichts Geringeres als die Rettung der Welt vor 
der atomaren Katastrophe. Aber schon der zweite Blick 
offenbart, dass die Vision einer friedlichen atomwaffen-
freien Welt gar nicht im Fokus der Auseinandersetzung 
steht. Der 1968 geschlossene Atomwaffensperrvertrag, 
auf den sich alle berufen, verlangt den Verzicht auf den 
Erwerb von Atomwaffen. Aber er verpflichtet zugleich 
die Atommächte „zur allgemeinen und vollständigen Ab-
rüstung unter strenger und wirksamer Kontrolle“. Die 
Atommächte hatten 50 Jahre Zeit, dieser Pflicht nachzu-
kommen. Bis auf die Reduzierung von einigen Überkapa-
zitäten ist nichts geschehen – eine permanente Missach-
tung des Vertrags. Erst jüngst wurde dieser Rechtsbruch 
in aller Öffentlichkeit erneut bekräftigt: Die UNO-Initiati-
ve von 122 Staaten, ein internationales Atomwaffenver-
bot in einem auszuhandelnden Vertrag festzuschreiben, 
wurde von allen Nato-Staaten und den übrigenAtomwaf-
fenbesitzern einhellig abgelehnt. 

Es geht also im Kern um nur eine Frage: Wer darf 
Atomwaffen besitzen und wer nicht? Wer gehört zu 
den Guten und wer ist als „Schurkenstaat“ oder „Terror-
unterstützer“ gelistet. Die Definitionsmacht liegt in Wa-
shington oder im Nato-Hauptquartier in Brüssel. Deshalb 
wird über Israel, der einzigen Atommacht im Nahen Os-
ten, erst gar nicht geredet, während das Atomprogramm 
des Iran wöchentlich skandalisiert wird. Dabei gäbe es 
gute Gründe, die iranische Haltung zur Atombewaffnung 
differenziert zu sehen. Als das Marionetten-Regime des 
Schahs das iranische Atomprogramm auflegte, wurde es 
von den USA und den maßgeblichen Europäischen Mäch-
ten nachhaltig unterstützt. Als der Möchtegern-Allein-
herrscher über eigene Atomwaffen schwadronierte, trat 
der Schutzpatron USA in Vertragsverhandlungen, um 
die Angelegenheit diplomatisch zu regeln. Mit dem Ende 
der Schah-Diktatur endete dieser Prozess. Der religiöse 
Führer Khomeini erklärte Atomwaffen als mit dem Islam 
unvereinbar und stoppte das Programm. Diese Haltung 
änderte sich erst nach dem achtjährigen verlustreichen 
Krieg, der vom Irak mit Unterstützung und Duldung 



e Kehrseite  2/2018 11

Denkmalschutz in Lichterfelde Süd

 Am Landweg/Ecke Osdorfer Str. befand sich im II. 
Weltkrieg das Kriegsgefangenlager Stalag III D, über das 
Kriegsgefangene an nachgeordnete Lager in der Region 
verteilt wurden. Rund um den S-Bahnhof Lichterfelde-
Süd unterhielt die Reichsbahn damals mehrere Lager 
mit Zwangsarbeitern. Da möglichst schnell gebaut wer-
den soll wurden viele oberirdischen Relikte aus dieser 
Zeit von der Groth-Gruppe bereits abgerissen. Politisch 
verantwortlich ist das Bezirksamt, eine Abrissverbots-
verfügung wurde erst erlassen als es fast zu spät war. 
Dennoch konnte das Backsteingebäude erhalten werden.

Das Aktionsbündnis Lichterfelde Süd, die Initiative 
KZ-Außenlager Lichterfelde e.V. und die Berliner Verei-
nigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Anti-
faschistinnen und Antifaschisten, haben bei der Obersten 
Denkmalschutzbehörde Berlin und die Untere Denkmal-
schutzbehörde Steglitz-Zehlendorf Berlin, am 16. No-
vember 2017 einen Antrag auf Denkmalschutz des Back-
steingebäudes Landweg 17/19, 12207 Lichterfelde Süd 
und der näheren Umgebung, gestellt. 

Diese Initiative für einen historischen Lernort in Lich-
terfelde Süd will sich dafür einsetzen, dass bei der Be-
bauung des Geländes durch die Groth-Gruppe ein Raum 
für einen historischen Lernort geschaffen wird. Ein sol-
cher Ort könnte ein historisches Gebäude und/oder ein 
Raum in der geplanten Schule oder im vorgesehenen 
Umweltzentrum oder im Stadtteilzentrum sein; in jedem 
Falle sollte er öffentlich zugänglich sein. 

Die Linke Steglitz-Zehlendorf unterstützt diese Initiati-
ve. Die Umsetzung erfordert allerdings, dass die politisch 
Verantwortlichen im Bezirk und auf Landesebene ihre 
Verantwortung bei der Erstellung des Bebauungsplans, 
wahrnehmen. Das heißt, dass die von Profitinteressen 

der „internationalen Gemeinschaft“ angezettelt und mit 
chemischen Waffen (!) geführt wurde. Der Iran begann, 
die eigene Sicherheit neu zu definieren. Der Rest ist be-
kannt. Es gelang, durch ein diplomatisches Abkommen, 
den Iran davon zu überzeugen, dass Sicherheit auch ohne 
Atomwaffen möglich ist. Die Erleichterung über dieses 
Ergebnis hat nun der Clown im Weißen Haus mit einem 
Federstrich zunichte gemacht. Obwohl die Internationale 
Atombehörde und alle übrigen Vertragspartner dem Iran 
bescheinigen, sich strikt an das Abkommen gehalten zu 
haben, hat Trump unter Beifall Israels und Saudi-Arabi-
ens das Abkommen aufgekündigt. Nach der völkerrechts-
widrigen Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt Israels 
ist dies die zweite Entscheidung Trumps, die Feuer an 
das Pulverfass Naher Osten legt.

Die verbleibenden Vertragspartner wollen das Abkom-
men mit dem Iran retten. Soweit sie Nato-Mitglieder sind, 
stellen sie sich damit erstmals offen gegen das schwä-
chelnde US-Imperium. Ob sie allerdings angesichts dro-
hender Wirtschaftssanktionen genügend Rückgrat besit-
zen, einen offenen Konflikt mit den USA zu wagen, darf 

bezweifelt werden. Der Spagat, den die Bundesregierung 
in der Frage vollzieht, lässt Böses ahnen. Einerseits wird 
Trumps Entscheidung kritisiert, andererseits wird die 
amerikanische Einstufung Irans als Kriegstreiber, Unru-
hestifter und Unterstützer des internationalen Terroris-
mus ausdrücklich geteilt. Nachvollziehbare Fakten und 
rechtskonformes Verhalten scheinen in den internatio-
nalen Beziehungenimmer weniger eine Rolle zu spielen.     

Der syrische Journalist Akthan Suliman hat in einem 
Interview seinen Gesprächspartner aufgefordert, den fol-
genden Satz westlicher Politiker zehnmal hintereinander 
zu sagen, ohne zu lachen: „Wir werden Syrien mit Hilfe 
von Saudi-Arabien demokratisieren.“ Wir bitten unsere 
Leserschaft dies mit einem ähnlichen Satz zu versuchen: 
„Nicht das befreundete Saudi-Arabien, sondern der Iran 
ist der größte staatliche Unterstützer von islamistischen 
Terrorgruppen, er ist eine Gefahr für den Weltfrieden 
und eine ernste nukleare Bedrohung für die nationale Si-
cherheit der Vereinigten Staaten.“

Hans Schoenefeldt   

des Investor bestimmte Entwurf der Bebauungsplanung 
geändert wird. Auch in diesem Zusammenhang stellen 
wir die Frage; wird bei der Entscheidung über den B-Plan 
das öffentliche Interesse ausschlaggebend sein, oder 
das Profitinteresse des Investors. Zur Erinnerung: Die  
Groth Gruppe hatte das, der Deutschen Bahn gehörende, 
Gelände für ein Schnäppchen – oder was sind die lachhaf-
ten 7 € pro m²? – von einem „Zwischenhändler“gekauft. 
Es ist sicherlich nicht vermessen zu fordern, dass der In-
vestor für die Kosten der Errichtung eines „Historischen 
Lernorts“ aufkommt.

Eberhard Speckmann
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ee  Jeden Dienstag ab 17.00 Uhr: 
Beratung durch Rechtsanwalt zu Hartz IV (Sozialrecht), Verbraucherrecht, Schuldnerfragen und Wohnen
Anmeldung erbeten unter (030) 70 09 67 41

http://www.dielinke-steglitz-zehlendorf.de/politik/termine/detail/zurueck/termine-18/artikel/beratung-zu-hartz-iv-und-schuldnerfragen-4/ 

Aktuelle Termine unter: http://www.dielinke-steglitz-zehlendorf.de/politik/termine/

Impressum 
Herausgeber: Die Linke Bezirksvorstand Steglitz-Zehlendorf, Redaktion: Hans Schoenefeldt, V.i.S.d.P. Franziska Brychcy

  Unsere stets öffentlichen Mitgliederversammlungen finden einmal 
im Monat statt; jeweils an einem Dienstag um 19.30 Uhr in unserer 
Geschäftsstelle. Genaues Datum: s.u.:Link Aktuelle Termine 

Termine 

  Die Basisorganisation Zehlendorf tagt jeden 1. Montag im Monat 
um 19:00 Uhr im Mittelhof, Königstr. 42/43, 14163 Berlin

Kontaktadressen
Bezirksgeschäftsstelle Die LINKE.Steglitz-
Zehlendorf, 
Schildhornstra 85a, 12163 Berlin, 
Tel: 030-70 09 67 41, 	
E-Mail: info@dielinke-steglitz-zehlendorf.de

Linksfraktion in der BVV Steglitz-Zehlendorf, 
Rathaus Zehlendorf, 
Kirchstr. 1/3, 14163 Berlin, Raum A12, 
Tel.: 030/90299-5987, 
E-Mail: kontakt@linksfraktion-sz.de

Bürger*innenbüro, Franziska Brychcy (MdA), 
Hindenburgdamm 58. 5, 12203 Berlin, Raum 555, 
Telefon: 0176-47 18 21 44, 
E-Mail: brychcy@linksfraktion-berlin.de, 
Sprechzeiten: nach Vereinbarung 

Zitate des Monats 
 „Wir werden Syrien mit Hilfe von Saudi-Arabien demokratisieren.“ 
In einem Interview forderte der syrische Journalist Akthan Suliman seinen Gesprächspartner auf, diesen Satz westlicher Poli-
tiker zehnmal hintereinander zu sagen, ohne zu lachen.

„Ich sehe nicht, warum wir daneben stehen und zuschauen sollen, wie ein Land kommunistisch wird wegen der Verantwor-
tungslosigkeit seiner Bürger.“
Henry Kissinger

Fr, 1.6. 10:00 Uhr Kostenloses Kiezfrühstück und 
Bürger*innensprechstunde im Roten Kreisel (Hindenburgdamm 58, 12203 
Berlin)
Sa, 9.6. 18:00 Uhr AK Kiezpolitik (Kirchstr. 1-3, 14163 Berlin)

Di, 12.6. 18:30 Uhr Bezirksvorstandssitzung + Mitgliederversammlung

eMut zu Marx!
 Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung, Nr. 113 
(März 2018).

 Am 5. Mai 1818 wurde in Trier Karl Heinrich Marx 
geboren. In diesem Jahr wird deshalb sein 200. Ge-
burtstag gefeiert. Doch wie aktuell ist Marx? Die „Z“, die 
Vierteljahreszeitschrift des „Instituts für marxistische 
Studien und Forschungen“ in Frankfurt am Main, hat für 
2018 unter dem Motto „Marx 200“ gleich zwei Ausgaben 
mit diesem Schwerpunkt geplant. Der Fokus von Heft 113 
(März) liegt auf „Arbeit und Ausbeutung“. Die Redaktion 
formuliert im Editorial als die zentrale und dauerhafte 
Herausforderung, nach der Aktualität des Marx'schen 
Denkens und der Fähigkeit seiner heutigen Anhänger zu 
fragen, die inneren Widersprüche der globalen kapitalis-
tischen Entwicklung adäquat zu fassen und eine Kapitalis-
muskritik zu entwickeln, die Zugänge zu dessen Überwin-
dung und eine Perspektive eröffnet, „alle Verhältnisse 
umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein 
geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen 
ist“. Sechs Beiträge widmen sich der Analyse der Ausbeu-
tung der Arbeit unter den Gesichtspunkten der Digitali-
sierung, der Einkommensverteilung, des historischen und 
strukturellen Wandels der Ausbeutung, der Erfahrungen 
der IKT-Branche, der Arbeitsbelastung und der soziolo-
gischen Begriffsbestimmung. Dabei geht es nicht zuletzt 
auch um Aufklärung, Mobilisierung und Widerstand. Die 
tatsächlichen Klassenauseinandersetzungen werden in 
Heft 113 vorgeschaltet. Die Erfahrungen des jüngsten 

REZENSION Metallerstreiks, die wieder aufgeflamm-
te Arbeitszeitverkürzungsdebatte, die 
anstehenden Tarifauseinandersetzun-
gen sowie die notwendigen Formen 
und Erfahrungen der internationalen 
Kooperation von Gewerkschaften, 
Betriebräten und NGOs verbinden sich 
so mit den theoretischen Beiträgen zu 
einer systematischen und erhellenden 
Gesamtbetrachtung. Mit Isa Paape 
(Betriebsrätin) und Robert Sadowsky 
(Gewerkschaftssekretär) sind auch direkt Beteiligte als 
Autorinnen und Autoren vertreten.
Thomas Kuczynski entwickelt einen Diskussionsbeitrag 

zur Weiterentwicklung der Marx'schen Arbeitswertthe-
orie, Wilfried Schwarz weist auf die neue Edition der 
„deutschen Ideologie“ in der Marx-Engels-Gesamtaus-
gabe (MEGA I/5) hin. Als Zeitdokument lesen wir den 
Beitrag Wolfgang Abendroths aus dem Jahr 1978 zu den 
studentischen Kämpfen und ideologischen Positionen 
von 1968, der noch heute von großem Erkenntniswert 
ist, auch als Rüstzeug gegen „konservative Revolutionen“ 
bayerischer oder sonstiger Observanz. Weitere Beiträ-
ge, die Zeitschriften- und Debattenschau, Berichte und 
Buchbesprechungen folgen und runden ein  gelungenes 
Heft ab.
Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung. Heft 113, 224 
Seiten. Einzelheft 10,-Euro oder Abonnement (35.- Euro, 
vier Hefte. Bestellungen über:redaktion@zme-net.de 
oder www.zeitschrift-marxistische-erneuerung.de)

Holger Czitrich-Stahl (Glienicke/Nordbahn) 


